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Regierungsratsbeschluss vom 10. März 2026 
 
Beteiligung des Bundes an den Kosten der Kantone Graubünden, Tessin und Wallis in Zu-
sammenhang mit den Unwetterschäden im Sommer 2024; Vernehmlassung; Stellung-
nahme des Kantons Basel-Stadt  
 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 27. November 2025 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zum Bun-
desgesetz über die Beteiligung an den Kosten der Kantone Graubünden, Tessin und Wallis im 
Zusammenhang mit den Unwetterschäden im Sommer 2024 (Unwetterbewältigungsgesetz 2024) 
sowie deren Finanzierung für die Jahre 2027 bis 2031 zukommen lassen. Wir danken für die Ge-
legenheit zur Stellungnahme und lassen Ihnen nachstehend unsere Bemerkungen zukommen. 
 
Die Unwetterereignisse im Jahr 2024 haben die Kantone im Süden der Schweiz besonders getrof-
fen. Die Schäden sind gravierend und belasten die betroffenen Gemeinden und Kantone stark.  
 
Gemäss Bericht liegen die Jährlichkeiten solcher Ereignisse bzw. Wiederkehrperioden bei  
30 – 100 Jahren. Die einschlägigen Bundesgesetze (Wasserbaugesetz, Waldgesetz und Raum-
planungsgesetz) geben vor, dass solche Ereignisse zu berücksichtigen sind. Der Regierungsrat 
erwartet daher, dass solche Schäden kalkuliert sind oder durch eine obligatorische Versicherung 
getragen werden und der Bund maximal mitfinanziert, was darüber hinausgeht. 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Rückfragen steht Ihnen gerne 
das Generalsekretariat des Finanzdepartementes, Yvette Harder, yvette.harder@bs.ch,  
Tel. 061 267 95 61 zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

  
Dr. Conradin Cramer 
Regierungspräsident 

Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Staatsschreiberin 

 


